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 FRIEDENSKOORDINATION  –  BERLIN
c/o Laura von Wimmersperg / Hauptstr.37 /10827 Berlin

Pressemitteilung
zum vorläufigen Abschluss des Bußgeldverfahrens gegen die langjährige Moderatorin der Berliner Friedenskoordination (FRIKO) wegen der symbolischen Protestaktion im Bundestag gegen die Anschaffung von Kampfdrohnen –

Die Verteidigung wird das Urteil vorsorglich anfechten!

Laura v. Wimmersperg, langjährige Moderatorin der Berliner Friedenskoordination, wurde am 2. Dezember zu einem Bußgeld wegen Verletzung der Hausordnung des Deutschen Bundestages in Höhe von 100,00 € verurteilt. Mit dem ursprünglichen Bescheid hatte der Bundestag 250,00 € Bußgeld gefordert. Das nur mündlich verkündete Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

Die 82jährige Friedensaktivistin hatte im Jahre 2013 mit drei weiteren Friedensaktivistinnen und Aktivisten bei der ersten Debatte im Deutschen Bundestag zur Anschaffung von Kampfdrohnen eine Aktion des zivilen Ungehorsams durchgeführt. Zwischen zwei Rednern zu diesem Thema waren sie von ihren Sitzen auf der Zuschauertribüne aufgestanden und hatten mit  erhobenen, symbolisch rot gefärbten Händen mehrmals gerufen: "Ächten Sie die Kampfdrohnen". 
Gegen den Bußgeldbescheid hatte die Betroffene Einspruch eingelegt, aufgrund dessen das Amtsgericht an drei Tagen verhandelte; trotz des großen öffentlichen Interesses – an zwei Tagen erschienen mehr als 50 interessierte Zuhörer*innen – hatte es das Gericht wahrlich abgelehnt, mehr als 11 Personen in den Saal zu lassen oder die Verhandlung in einen größeren Saal zu verlegen. Im Termin am 2.12.2016 hat der Verteidiger, Hans-Eberhard Schultz, in einem ausführlich begründeten Beweisantrag gefordert, Sachverständige zum völkerrechtlichen Verbot des Einsatzes von Kampfdrohnen anzuhören, neben dem Staatsrechtler Prof. em. Dr. Norman Paech (Hamburg) die im Amtsgericht anwesende Bundestagsabgeordnete Christine Buchholz, (Fraktion DIE LINKE). Sie sollten darlegen, dass die Gefahr der Anschaffung dieses massenhaften todbringenden neuen Waffensystems durch den Bundestag bestand, ohne die völkerrechtlichen Einwände und die Sorgen der Bevölkerung ernst zu nehmen. Zu einer Vernehmung der Sachverständigen kam es jedoch nicht, auch weil die Vorsitzende Richterin nicht nur den Vortrag des Beweisantrages mittendrin „zum Lüften des Gerichtsaals“ unterbrochen sondern anschließend die Verhandlung in einer anderen Sache vorgezogen hatte, ohne auch nur mit der Verteidigung Rücksprache zu nehmen. Nach dem insgesamt ca. eine halbe Stunde dauernden Vortrag des Beweisantrages durch den Verteidiger, brauchten Staatsanwalt und Gericht keine fünf Minuten, um den Antrag wegen Bedeutungslosigkeit abzulehnen. Die Begründung erschöpfte sich darin, dass kein übergesetztlicher Notstand vorliege, der ein Durchbrechen der Hausordnung zulasse, an die sich nun mal jeder halten müsse. 

Das Plädoyer des Staatsanwalts, der eine Herabsetzung des Bußgeldes auf 175,00 € forderte, gipfelte in dem Argument, die symbolische Aktion gegen die Kampfdrohnen sei genauso unzulässig wie etwa die Forderung „Freibier für Alle““ oder die „Abschaffung der Sommerzeit“, um die Hausordnung zu durchbrechen, was eben nicht zulässig sei.

In Ihrem letzten Wort betonte die betroffene Sprecherin der FRIKO: „Ich bin auch für Demokratie, aber für eine Demokratie auf Gegenseitigkeit, d.h. das Friedensgebot des Grundgesetztes und der Friedenswunsch der Bevölkerung müssen ernst genommen werden!“ In der kurzen Urteilsbegründung meinte die Richterin, die von der Betroffenen in Anspruch genommene demokratische Pflicht, mit ihrer Aktion den Bundestag wachzurütteln und Widerstand zu leisten, weil der Allgemeinheit Gefahr drohe, sei rechtlich irrrelevant, wie sich schon daran zeige, dass die Kampfdrohnen schließlich doch angeschafft wurden.
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